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Geſetz-Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten 


— Nr. 19.— 


(Nr. 3131.) Verordnung über die Ausführung der Wahl der Abgeordneten zur zwei— 


ten Kammer. Vom 30. Mai 1849. pen e At 


NX. b f Mu 
Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


ray. 
ee en 


| 
m. 27 Sec 


* 222 . 
gang. S.: .., (FSU 


7 
en El eee Fe 


verordnen in Ausführung der Artikel 67. bis 74., und auf Grund des Arti-, - ya 


kels 105. der Verfaſſungsurkunde, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, si. 


daß ſtatt des Wahlgeſetzes fuͤr die Abgeordneten der zweiten Kammer vom 


I? 


6. Dezember 1848. die nachfolgenden näheren Beſtimmungen zur Anwendung 
zu bringen ſind: r n EI, ee HS neg 


$. 41: DE? 


Die Abgeordneten der zweiten Kammer werden von Wahlmaͤnnern in 2x 7%=: 48 
Wahlbezirken, die Wahlmaͤnner von den Urwaͤhlern in Urwahlbezirken gel . , 
waͤhlt. Tan) FI Ar 


$. 2. . 


Die Zahl der in jedem Regierungsbezirke zu waͤhlenden Abgeordneten 
weiſt das anliegende Verzeichniß nach. 


H. 3. 

Die Bildung der Wahlbezirke iſt nach Maßgabe der durch die letzten 
allgemeinen Zaͤhlungen ermittelten Bevoͤlkerung von den Regierungen derge— 
ſtalt zu bewirken, daß von jedem Wahlkoͤrper mindeſtens ze Abgeordnete zu 
wählen find. Kreiſe, die zu verſchiedenen Regierungsbezirken gehoͤren, koͤnnen 
ausnahmsweiſe durch den Ober-Praͤſidenten zu einem Wahlbezirke vereinigt 
werden, wenn es nach der Lage und den ſonſtigen Verhaͤltniſſen der erſteren 
noͤthig erſcheint. en 


Auf jede Vollzahl von 250 Seelen ift ein Wahlmann zu wählen. 


H. 5. 


Gemeinden von weniger als 750 Seelen, ſo wie nicht zu einer Ge— 
meinde gehoͤrende bewohnte Beſitzungen, werden von dem Landrathe mit einer 
oder mehreren benachbarten Gemeinden zu einem Urwahlbezirke vereinigt. 
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H. 6. 


Gemeinden von 1750 oder mehr als 1750 Seelen werden von der 
Gemeinde ⸗Verwaltungsbehörde in mehrere Urwahlbezirke getheilt. Dieſe ſind 
fo einzurichten, daß hoͤchſtens 6 Wahlmaͤnner darin zu wählen find. 


K. 7. 


Die Urwahlbezirke muͤſſen, ſo weit es thunlich iſt, ſo gebildet werden, 
daß die Zahl der in einem jeden derſelben zu waͤhlenden Wahlmaͤnner durch 
drei theilbar iſt. 3 


Jeder felbfiftändige Preuße, welcher das 24ſte Lebensjahr vollendet, und 
nicht den Vollbeſitz der buͤrgerlichen Rechte in Folge rechtskraͤftigen richterlichen 
Erkenntniſſes verloren hat, iſt in der Gemeinde, worin er ſeit ſechs Monaten 
ſeinen Wohnſitz oder Aufenthalt hat, ſtimmberechtigter Urwaͤhler, ſofern er nicht 
aus oͤffentlichen Mitteln Armenunterſtuͤtzung erhaͤlt. 


H. 9. 


Die Militairperſonen des ſtehenden Heeres und die Stamm -⸗Mannſchaften 
der Landwehr waͤhlen an ihrem Standorte, ohne Ruͤckſicht darauf, wie lange 
ſie ſich an demſelben vor der Wahl aufgehalten haben. Sie bilden, wenn ſie 
in der Zahl von 750 Mann oder daruͤber, zuſammenſtehen, einen oder mehrere 
beſondere Wahlbezirke. Landwehrpflichtige, welche zur Zeit der Wahlen zum 
Dienſte einberufen ſind, waͤhlen an dem Orte ihres Aufenthaltes fuͤr ihren 
Heimathsbezirk. Be: 


Die Urwähler werden nach Maßgabe der von ihnen zu entrichtenden 
direkten Staatsſteuern (Klaſſenſteuer, Grundſteuer, Gewerbeſteuer) in 3 Ab— 
theilungen getheilt, und zwar in der Art, daß auf jede Abtheilung ein Drit⸗ 
theil der Geſammtſumme der Steuerbetraͤge aller Urwaͤhler fällt. 

Dieſe Geſammtſumme wird berechnet: 

a) gemeindeweiſe, falls die Gemeinde einen Urwahlbezirk für ſich bildet, 

oder in mehrere Urwahlbezirke getheilt iſt. ($. 6.) 

b) bezirksweiſe, falls der Urwahlbezirk aus mehreren Gemeinden zuſam— 
mengeſetzt iſt. ($. 5.) > 
64. 


Wo keine Klaſſenſteuer erhoben wird, tritt fuͤr dieſelbe zunaͤchſt die etwa 
in Gemaͤßheit der Verordnung vom 4. April 1848., anſtatt der indirekten, ein: 
gefuͤhrte direkte Staatsſteuer ein. 

Wo weder Klaſſenſteuer, noch klaſſifizirte Steuer auf Grund der Ver: 
ordnung vom 4. April 1848. erhoben wird, tritt an Stelle der Klaſſenſteuer, 
die in der Gemeinde zur Hebung kommende, direkte Kommunalſteuer. 

Wo auch eine ſolche ausnahmsweiſe nicht beſteht, muß von [der Ge— 
meindeverwaltung nach den Grundſaͤtzen der Klaſſenſteuer Veranlagung eine une 
gefaͤhre Einſchaͤtzung bewirkt, und der Betrag ausgeworfen werden, welchen 
jeder Urwaͤhler danach als Klaſſenſteuer zu zahlen haben wuͤrde. 855 

N ir 
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Wird die Gewerbeſteuer von einer Handelsgeſellſchaft entrichtet, fo iſt 
die Steuer, behufs Beſtimmung, in welche Abtheilung die Geſellſchafter gehoͤ⸗ 
ren, zu gleichen Theilen auf dieſelben zu repartiren. 


§. 12. 

. Die erſte Abtheilung beſteht aus denjenigen Urwaͤhlern, auf welche die 
erg Fler dea bis zum Belaufe eines Drittheils der Geſammtſteuer 
10.) fallen. € 
. Die zweite Abtheilung beſteht aus denjenigen Urwaͤhlern, auf welche die 
naͤchſt niedrigeren Steuerbeträge bis zur Gränze des zweiten Drittheils fallen. 
Die dritte Abtheilung beſteht aus den am niedrigſten beſteuerten Urwaͤh— 
lern, auf welche das dritte Drittheil fallt. In dieſe Abtheilung gehoͤren auch 

diejenigen Urwaͤhler, welche keine Steuer zahlen. 


H. 13. 


So lange der Grundſatz wegen Aufhebung der Abgabenbefreiung in 
Bezug auf die Klaſſenſteuer und direkte Kommunalſteuer noch nicht durchgefuͤhrt 
iſt, ſind die zur Zeit noch befreiten Urwaͤhler in diejenige Abtheilung aufzuneh- 
men, welcher ſie angehoͤren wuͤrden, wenn die Befreiungen bereits aufgehoben 
waͤren. 

14 


Jede Abtheilung waͤhlt ein Drittheil der zu waͤhlenden Wahlmaͤnner. 

Iſt die Zahl der in einem Urwahlbezirke zu waͤhlenden Wahlmaͤnner 
nicht durch 3 theilbar, ſo iſt, wenn nur 1 Wahlmann uͤbrig bleibt, dieſer von 
der zweiten Abtheilung zu wählen. Bleiben 2 Wahlmänner uͤbrig, ſo waͤhlt 
die erſte Abtheilung den einen und die dritte Abtheilung den anderen. 


$. 15. 

In jeder Gemeinde iſt ſofort ein Verzeichniß der ſtimmberechtigten Ur⸗ 
waͤhler (Urwaͤhlerliſte) aufzuftellen, in welchem bei jedem einzelnen Namen der 
Steuerbetrag angegeben wird, den der Urwaͤhler in der Gemeinde oder in dem, 
aus mehreren Gemeinden zuſammengeſetzten Urwahlbezirk zu entrichten hat. 
Dies Verzeichniß iſt öffentlich auszulegen, und daß dieſes geſchehen, in orts— 
uͤblicher Weiſe bekannt zu machen. 5 

Wer die Aufſtellung für unrichtig oder unvollſtaͤndig haͤlt, kann dies 
innerhalb dreier Tage nach der Bekanntmachung bei der Ortsbehörde oder dem 
von derſelben dazu ernannten Kommiſſar oder der dazu niedergeſetzten Kom— 
miſſion ſchriftlich anzeigen oder zu Protokoll geben. 

Die Entſcheidung darüber ſteht in den Städten der Gemeinde-Verwal— 
tungsbehoͤrde, auf dem Lande dem Landrathe zu. 

In Gemeinden, die in mehrere Urwahlbezirke getheilt ſind, erfolgt die 
Aufſtellung der Urwaͤhlerliſten nach den einzelnen Bezirken. 


$. 16. 


Die Abtheilungen (F. 12.) werden Seitens derſelben Behörden fefigeftellt, 
welche die Urwahlbezirke abgrenzen (55. 5. 6.). 
(Nr. 3131.) 32% Eben 
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Eben dieſe Behörden haben für jeden Urwahlbezirk das Lokal, in wel- 
chem die auf den Bezirk bezuͤgliche Abtheilungsliſte öffentlich auszulegen, und 
die Wahl der Wahlmaͤnner abzuhalten iſt, zu beſtimmen und den Wahlvor- 
ſteher, der die Wahl zu leiten hat, ſo wie einen Stellvertreter deſſelben fuͤr 
Verhinderungsfaͤlle zu ernennen. ö 

In Bezug auf die Berichtigung der Abtheilungsliſten kommen die Vor— 
ſchriften des F. 15. gleichmaͤßig zur Anwendung. 

$. 17. | 
Der Tag der Wahl ift von dem Minifter des Innern feſtzuſetzen. 
$. 18, 

Die Wahlmänner werden in jeder Abtheilung aus der Zahl der ſtimm— 
ewa Urwähler des Urwahlbezirks ohne Ruͤckſicht auf die Abtheilung 
gewählt. 
Mit Ausnahme des Falles der Auflöfung”der Kammer, find die Wahlen 
der Wahlmaͤnner für die ganze Legislaturperiode dergeſtalt gültig, daß bei 
einer erforderlich werdenden Erſatzwahl eines Abgeordneten nur an Stelle der 
inzwiſchen durch Tod, Wegziehen aus dem Urwahlbezirk, oder auf ſonſtige 
Weiſe ausgeſchiedenen Wahlmaͤnner neue zu waͤhlen ſind. 


„ 419, 
1 Die Urwaͤhler ſind zur Wahl durch ortsuͤbliche Bekanntmachung zu 
erufen. 

L. 20. 


Der Wahlvorſteher ernennt aus der Zahl der Urwaͤhler des Wahlbezirks 
einen Protokollfuͤhrer, jo wie 3 bis 6 Beiſitzer, welche mit ihm den Wahlvor- 
ſtand bilden, und verpflichtet ſie mittelſt Handſchlags an Eidesſtatt. 

. 

Die Wahlen erfolgen abtheilungsweiſe durch Stimmgebung zu Protokoll, 

nach abſoluter Mehrheit und nach den Vorſchriften des Reglements ($. 32.) 
§. 22. 

In der Wahlverſammlung duͤrfen weder Diskuſſionen ſtattfinden, noch 
Beſchluͤſſe gefaßt werden. 

Wahlſtimmen, unter Proteſt oder Vorbehalt abgegeben, ſind unguͤltig. 

„ . 

Ergiebt ſich bei der erſten Abſtimmung keine abſolute Stimmenmehrheit, 

ſo findet die engere Wahl ſtatt. 
§. 24. 

Der gewaͤhlte Wahlmann muß ſich uͤber die Annahme der Wahl erklaͤ— 
ren. Eine Annahme unter Proteſt oder Vorbehalt gilt als Ablehnung, und 
zieht eine Erſatzwahl nach ſich. 

$. 25. 
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H. 97 55 


Das Protokoll wird von dem Wahlvorſtande (H. 20.) unterzeichnet und 
ſofort dem Wahlkommiſſar (H. 26.) für die Wahl der Abgeordneten eingereicht. 


H. 20. 


Die Regierung ernennt den Wahlkommiſſar für jeden Wahlbezirk zur 
Wahl der Abgeordneten und beſtimmt den Wahlort. 


§. 27. 

Der Wahlkommiſſar beruft die Wahlmaͤnner mittelſt ſchriftlicher Ein⸗ 
ladung zur Wahl der Abgeordneten. Er hat die Verhandlungen uͤber die Ur⸗ 
wahlen nach den Vorſchriften dieſer Verordnung zu pruͤfen, und wenn er ein⸗ 
zelne Wahlakte für ungültig erachten follte, der Verſammlung der Wahlmaͤn⸗ 
ner ſeine Bedenken zur endguͤltigen Entſcheidung vorzutragen. Nach Ausſchlie⸗ 
ßung derjenigen Wahlmaͤnner, deren Wahl fuͤr unguͤltig erkannt iſt, ſchreitet 
die Verſammlung ſofort zu dem eigentlichen Wahlgeſchaͤfte. 

Außer der vorgedachten Grörterung und Entſcheidung über die etwa ge⸗ 
gen einzelne Wahlakte erhobenen Bedenken duͤrfen in der Verſammlung keine 
Diskuſſionen Statt finden, noch Beſchluͤſſe gefaßt werden. 


§. 28. 
Der Tag der Wahl der Abgeordneten iſt von dem Miniſter des Innern 
feſtzuſetzen. 
§. 29. 


Zum Abgeordneten iſt jeder Preuße waͤhlbar, der das dreißigſte Lebens— 
jahr vollendet, den Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte, in Folge rechtskraͤftigen 
richterlichen Erkenntniſſes, nicht verloren hat und bereits ein Jahr lang dem 
preußiſchen Staatsverbande angehoͤrt. 


H. 30. 


Die Wahlen der Abgeordneten erfolgen durch Stimmgebung zu Protokoll. 

Der Protokollfuͤhrer und die Beiſitzer werden von den Wahlmaͤnnern auf 
eng des Wahlkommiſſarius gewählt und bilden mit diefem den Wahl— 
vorſtand. 

Die Wahlen erfolgen nach abſoluter Stimmenmehrheit. Wahlſtimmen 
unter Proteſt oder Vorbehalt abgegeben, ſind unguͤltig. 

Ergiebt ſich bei der erſten Abſtimmung keine abſolute Mehrheit, ſo wird 
zu einer engeren Wahl geſchritten. 


$. 31. 


Der gewaͤhlte Abgeordnete muß ſich uͤber die Annahme oder Ablehnung 
der auf ihn gefallenen Wahl gegen den Wahlkommiſſarius erklaͤren. Eine An- 
nahme⸗Erklaͤrung unter Proteſt oder Vorbehalt gilt als Ablehnung und hat eine 
neue Wahl zur Folge. 

(Nr. 3131.) H. 32. 
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F. 32. 


Die zur Ausführung dieſer Verordnung erforderlichen näheren Beſtim⸗ 
mungen hat Unſer Staatsminiſterium in einem zu erlaffenden Reglement 
zu treffen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. ö 


Gegeben Sansſouei, den 30. Mai 1849. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 
v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. 


Ver⸗ 
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Verzeichniß 


der in den einzelnen Regierungsbezirken zu waͤhlenden Anzahl von 
Abgeordneten zur zweiten Kammer. 


(Nr. 2131—3122,) 


Anzahl der Abgeordneten zur 


Regierungsbezirk. zweiten Kammer. 
Koͤnigsberg . 141 18 
Gumbinnen 14 
„ö ˙ wrheerichn gen <Ier 9 
„Marienwerder 13 
„ een EHI... 20 
Brome e . e eg 10 
a e 9 
4 Potsdam K 18 
enen de ans een 18 
„„ A reg 12 
45 Koͤslin EEE 9 
+ Stralſunn d 4 
„ Adern Allsdamerni sans 25 
Oppeln RI. e. 82 21 
u 20 
„ Magdeburgn .. 15 
„ 2 16 
ee nn mi 73 
r 9 
26 Minden e „e 10 
1 ˙ 12 
71 Köln F 11 
Duͤſſeld ore 19 
e Eee At une 11 
r a re 11 
276 Aachen R 9 


(Nr. 3132.) 
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1 „eee Cr. 3132.) Verordnung über den Termin zur Wahl für die 5 Kammer und die Ein⸗ 
gruen RL berufung beider Kammern. Vom 30. Mai 1849 


1 5 Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
verordnen auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums was folgt: 
Artikel 1. 
Die Urwaͤhler fuͤr die zweite Kammer haben ſich am 17. Juli d. J. 
zur Wahl der Wahlmaͤnner zu verſammeln. 
Artikel 2. 
Die Kammern werden auf den 7. Auguſt d. J. zuſammenberufen. 


Artikel 3. 


Unſer Staatsminiſterium wird mit der Ausfuͤhrung der gegenwaͤrtigen 
Verordnung beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Sansfouci, den 30. Mai 1849. 


(. S.) Friedrich Wilhelm. 


Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 
d. Heydt. v. Rabe. Simons. 


